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Sehr geehrter Herr Präsident! 

Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 13. Mai 
1970 auf der Grundlage eines Berichts seines Finanz- und 
Haushaltsausschusses eine 

Entschließung zu den vom Rat der Europäischen Gemein- 
schaften festgelegten Bestimmungen 

— zur Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durdi Eigenmittel der Gemeinschaften 

— zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften der 
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinsdiaf- 
ten und des Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen 
Rats und einer gemeinsamen Kommission der Euro- 
päischen Gemeinsdiaften 

angenommen und beschlossen, den Wortlaut dieser Entschlie- 
ßung und den Ausschußbericht zur Information auch den Prä- 
sidenten der Parlamente der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

Ich beehre mich, Ihnen anliegend einen Auszug aus dem Proto- 
koll dieser Sitzung mit der Entschließung des Parlaments zu 
übersenden. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Mario Scelba 


Druck: Buctodruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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AUSZUG 

aus dem Sitzungsprotokoll 

der Sitzung vom 13. Mai 1970 
Vorsitz: Walter Behrendt 
Vizepräsident 


Entschließung 

zu den vom Rat der Europäischen Gemeinschaften festgelegten 

Bestimmungen 

— ^ zur Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch 
Eigenmittel der Gemeinschaften, 

— zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften der Ver- 
träge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und 
des Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rats und 
einer gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften 

Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis der vom Rat der Europäischen Gemeinschaften 
festgelegten Bestimmungen 

— zur Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch Eigenmittel der Gemeinschaften (^) und 

— zur Änderung bestimmter Haushalts Vorschriften der Ver- 
träge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften 
und des Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rats 
und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, 

— auf Grund seiner Entschließungen vom 10. Dezember 1969 (-), 
3. Februar 1970 (») und 11. März 1970 

— in Kenntnis des Berichts des Finanz- und Haushaltsaus- 
schusses (Dok. 42/70) und der Stellungnahme des Politischen 
Ausschusses, 

— in der Auffassung, daß das Europäische Parlament, ohne da- 
mit die Ratifizierungsverfahren verzögern zu wollen, die 
Pflicht hat, seine Stellungnahme zu diesem wichtigen Pro- 
blem der institutionellen Rechte der Parlamente auf dem 
Haushaltssektor den nationalen Parlamenten im Geist 
freundschaftlicher Zusammenarbeit zur Kenntnis zu bringen; 


(9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 vom 28. April 1970, 
Seite 19. 

(2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 2 vom 8. Januar 1970, 
Seite 13. 

F) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 25 vom 28. Februar 
1970, Seite 27. 

0) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 40 vom 3. April 1970, 
Seite 23. 
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A — Finanzautonomie der Gemeinschaften 

1. stellt fest, daß die Finanzautonomie der Gemeinschaften 
auf lange Sicht nicht vollständig gewährleistet ist, da für die 
Zeit nach 1975 nicht die Möglichkeit vorgesehen wurde, die 
Höhe der Gemeinschaftsmittel (^) durch gemeinschaftliche Ver- 
fahren den Erfordernissen der gemeinsamen Politik in den ver- 
schiedenen Bereichen anzupassen, und daß es deshalb eines 
Tages erforderlich sein wird, den Artikel 201 des Vertrags zu 
ändern; 

B — Erweiterung der Befugnisse des Europäischen Parlaments 

— für den Derogationszeitraum 

2. weist darauf hin, daß es gefordert hatte, daß der Rat vom 
Beginn des Derogationszeitraums an seine Beschlüsse mit einer 
qualifizierten Mehrheit fassen soll, die die Zustimmung von 
4 Mitgliedern umfaßt, wenn er in dem von der Kommission vor- 
geschlagenen Sinn von den vom Parlament beschlossenen Ände- 
rungen abweichen will, aber nicht, wenn er sie annehmen 
will 

3. stellt fest, daß im Falle einer vom Parlament vorgeschla- 
genen Erhöhung der Haushaltsausgaben einer Institution die 
umgekehrte Regel gelten soll, so daß eine Minderheit des Rats 
die Möglichkeit hat, die vom Parlament, der Kommission und 
einer nicht qualifizierten Mehrheit des Rats unterstützten Vor- 
schläge zum Scheitern zu bringen; 

4. betont, daß infolgedessen der Rat bei der Festlegung des 
Haushaltsplans in Schwierigkeiten geraten kann, wenn die Mit- 
glieder, die die vom Parlament vorgeschlagenen Änderungen 
billigen, auf ihrem Standpunkt beharren, da der Haushaltsplan 
mit einer qualifizierten Mehrheit des Rats festgestellt werden 
muß; 

— für die Endphase 

5. weist darauf hin, daß es stets eine endgültige Entschei- 
dungsbefugnis für die Zuweisung der Mittel und die Kontrolle 
der Ausgaben von Beginn der Schaffung von Eigenmitteln der 
Gemeinschaften an gefordert hat; 

6. erklärt ausdrücklich, daß es zwar in dieser Hinsicht mit 
einer sehr weitgehenden Konzilianz zunächst zu bestimmten 
Zugeständnissen bereit war, daß es aber nicht darauf verzichten 
kann, zumindest eine effektive Verhandlungsbefugnis bei der 
Ausarbeitung des Haushaltsplans zu erhalten; 

7. erklärt mit Nachdruck, daß die vom Rat festgelegten Be- 
stimmungen nicht als unantastbar gelten dürfen, da sie nur den 
Anfang einer Entwicklungsphase für die Erweiterung der Befug- 
nisse des Europäischen Parlaments im Geist der Konferenz von 
Den Haag bilden; 


(1) Vgl, Entschließungen vom 10. Dezember 1969 und vom 11. März 1970. 
{-) Vgl. Ziffer 19 der Entschließung vom 10. Dezember 1969. 
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8. hält es insbesondere im Hinblick auf die künftige Inte- 
grationspolitik für unbedingt erforderlich, daß ihm im Rahmen 
der Gemeinschaften Legislativbefugnisse gewahrt werden; 

9. nimmt die Erklärung des Rats vom 21. April 1970 zur 
Kenntnis, der zufolge die Kommission spätestens in zwei Jahren 
Vorschläge bezüglich der Haushaltsbefugnisse des Europäischen 
Parlaments unterbreiten wird; nimmt ferner von der Verpflich- 
tung des Rats Kenntnis, „diese Vorschläge nach dem Verfahren 
des Artikels 236 des Vertrags im Lichte der in den Parlamenten 
der Mitgliedstaaten bis dahin geführten Aussprachen, der Ent- 
wicklung der europäischen Lage und der im Zusammenhang mit 
der Erweiterung der Gemeinschaft auftretenden institutionellen 
Probleme'' zu prüfen-, 

10. stellt mit der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften fest, daß ihm in jedem Fall die Ziffer 6 des neuen 
Artikels 203 des EWG-Vertrags (und die entsprechenden Ziffern 
und Artikel der übrigen Verträge) die Befugnis gibt, die Fest- 
stellung des Haushaltsplans zu verweigern, damit neue Haus- 
haltsvorschläge unterbreitet werden, und erklärt, daß es die 
entsprechenden Verfahrensbestimmungen in seine Geschäfts- 
ordnung einfügen wird; 

11. wünscht, daß die nationalen Parlamente bei ihren Rati- 
fizierungsdebatten bereit sind, der vom Europäischen Parlament 
in dieser Entschließung dargelegten Auffassung Rechnung zu 
tragen und sich dafür einzusetzen, daß eine echte parlamen- 
tarische Kontrolle über die Gemeinschaftsmittel garantiert wird, 
für die die nationalen Parlamente von nun an nicht mehr zu- 
ständig sind; 

12. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und 
den Ausschußbericht den Parlamenten der Mitgliedstaaten so- 
wie dem Rat und der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften zu übermitteln. 


H. R. Nord 

Generalsekretär 


Mario Scelba 

Präsident 



